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Wahlvorschlag 
 

für die Wahl der Kanzlerin bzw. des Kanzlers am 31. Januar 2024 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
gem. § 25 Abs. 2 S. 14 Hochschulgesetz Schleswig-Holstein (HSG), § 5 Abs. 2 i. V. m. § 4 Abs. 13 der 
Präsidiumswahlordnung legt die gemeinsame Findungskommission des Stiftungsrates und des Senates 
dem Senat spätestens zwei Wochen vor der Senatssitzung einen Wahlvorschlag für die Wahl der 
Kanzlerin bzw. des Kanzlers vor, der in Abweichung zu § 25 Abs. 2 Satz 10 HSG eine Kandidatin enthält. 
 
Die Findungskommission schlägt folgende Personen zur Wahl vor: 
 
 Frau Sandra Magens 
 
Die Findungskommission ist aufgrund der schriftlichen Unterlagen und der persönlichen Vorstellung der 
Kandidatin zu der Überzeugung gelangt, dass die Vorgeschlagene in der Lage ist, das Amt der Kanzlerin 
auszufüllen. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Prof. I. König 
Vorsitzende der Findungskommission 

 
 
An die Mitglieder des Senates 

11. Januar 2024 
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Wahlvorschlag der Findungskommission für das Kanzler*innenamt 
 
Sehr geehrter Vorsitzender des Senats, sehr geehrter Herr Prof. Borck, 
 
In meiner Funktion als Vorsitzende der Findungskommission teile ich mit, dass der 
Wahlvorschlag der Findungskommission für das Kanzler*innenamt lautet: 
 
Frau Sandra Magens 
 
Der Wahlvorschlag enthält in Abweichung zur gesetzlichen Regelung „Sollregelung“ in § 25 
Abs. 2 Satz 10 HSG aus folgenden Gründen lediglich einen Namen: die formalrechtlichen 
Bedingungen des Ausschreibungs- bzw. Gesetzestextes erfüllten drei Bewerber*innen, die 
entsprechend alle zu einer persönlichen Vorstellung eingeladen wurden. Ein Bewerber sagte 
kurz nach Erhalt der Einladung ab, ein weiterer wenige Tage vor dem Vorstellungstermin. Es 
blieb mithin allein bei der Bewerbung und persönlichen Vorstellung von Frau Magens, der 
derzeit amtierenden Kanzlerin. 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 

An den 
Vorsitz des akademischen Senats  
der Universität zu Lübeck 

11. Januar 2024 
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